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Es ist ein sonniger Tag in der „Grouss-
gaass“. Ein Mann im Anzug isst sein Sand-
wich, bewegt sich flotten Schrittes voran.
Eine ältere Frau flaniert vorbei am Schau-
fenster eines Schuhgeschäfts, schenkt ih-
rem Hund an der Leine keine Beachtung.
Und ein Straßenmusiker kämpft mit Stim-
me und akustischer Gitarre gegen den
Presslufthammer der Baustelle am „Al-
dringen“ an. „Hier ist es“, sagt Karin Mey-
er. Sie zeigt auf ein Lederwarengeschäft.
62, Grande-rue. „Hier war einmal der Ma-
lerbetrieb meiner Großeltern. Bis man ihn
uns genommen hat. Bis die Nazis ihn weg-
genommen haben.“

Karin Meyer ist die Nachfahrin einer jü-
dischen Familie. Ihr Urgroßvater Martin
Abramowicz, 1889 im polnischen Wielun
geboren, war 1929 mitsamt Familie nach
Luxemburg gezogen und hatte einen Ma-
lerbetrieb in Luxemburg-Stadt eröffnet.
Die Familie soll sich gut integriert haben,
die Kinder gingen zur Schule, waren bei
den Pfadfindern und im Fußballverein.
Das Geschäft lief.

Doch dann kam der Bruch. Die Macht-
ergreifung der Nationalsozialisten, der zu-
nehmende Antisemitismus in Luxemburg
und schließlich die Enteignung nach dem
deutschen Einmarsch von 1940. Karin
Meyer versucht seit Jahren, die Geschichte
ihrer Familie zu rekonstruieren. Und sie
will eine Ungerechtigkeit ausgemacht ha-
ben. Ihre Familie habe weder für die Ent-
eignung des Betriebs noch für sonstiges
Leid eine Entschädigung erhalten. Auch
nicht ihr Urgroßvater Jean Abramowicz,
der als Halbjude zwangsrekrutiert wurde.

Seit der Erscheinung des Artuso-Be-
richts von 2015 kämpft Karin Meyer für
das, was sie ihr Recht nennt. Zu lange sei
geschwiegen worden, zu lange habe sie
und ihre Familie das Geschehen einfach
hingenommen. Sie hat Recherchen im Na-
tionalarchiv unternommen, sich an Histo-
riker und Politiker gewandt sowie an die
damalige Ombudsfrau Lydie Err, die ihr
Dossier an den Premierminister gereicht
hat. Und im Februar 2016 erhielt sie eine
schriftliche Antwort von Xavier Bettel. Es
sei „kein Schaden“ festgestellt worden, so
der Premierminister. Zudem waren alle
Familienmitglieder „polnischer Nationali-
tät“, was sie sowieso von „einer Entschädi-
gung ausschließt“.

Fehlende Beweise
Karin Meyer will sich mit dieser Antwort
nicht zufriedengeben. Sie will belegen,
dass ihrer Familie „Schaden“ zugetragen
wurde. Sie hat sich dafür juristischen Bei-
stand geholt. Ihre Anwältin, Sabrina Mar-
tin, hält dabei den zweiten Teil der Ant-
wort des Premiers für anfechtbar, für nicht
vereinbar mit der Europäischen Men-
schenrechtskonvention von 1950. Dem-
nach dürfen Menschen nicht aufgrund ih-
rer Nationalität diskriminiert werden.

Zudem hat sich Karin Meyer mit einem
emotionalen Leserbrief „Ich bin Jüdin und
klage an“ an die Presse gewandt, ist bei
„déi Lénk“ eingetreten und hat Parteikol-
lege Marc Baum dazu bewogen, eine par-
lamentarische Anfrage an Xavier Bettel zu
stellen, der darüber hinaus Aufklärung er-
halten will über die „Comptes dormants“ –
schlafende Konten mit jüdischem Eigen-
tum. „Es geht mir dabei längst nicht mehr
nur ums Geld, sondern ums Prinzip für al-
le nicht-luxemburgischen Juden, denen
Unrecht getan wurde“, so Meyer. Notfalls
will sie bis vor den Europäischen Ge-
richtshof nach Straßburg ziehen.

Der Historiker Paul Dostert hat den Pre-
mierminister im Fall Abramowicz/Meyer
beraten. Er hat nach Quellen gesucht, den

Fall analysiert, Schlüsse gezogen – also ge-
nau das, was er eigentlich sein ganzes Le-
ben gemacht hat. Denn Dostert gilt als
Historiker-Institution in Luxemburg. Seit
seiner Dissertation von 1985 „Luxemburg
zwischen Selbstbehauptung und nationa-
ler Selbstaufgabe. Die deutsche Besat-
zungspolitik und die Volksdeutsche Be-
wegung 1940-1945“ war er der führende
Experte der Geschichte des Zweiten Welt-
kriegs in Luxemburg. Er legte mit seiner
Forschung vor allem den Blick auf Leid
und Erfahrung der Luxemburger. Er hat
dabei keineswegs Kollaboration oder Ju-
denverfolgung unterschlagen, aber allein
durch seine Perspektive hat sich das Op-
fernarrativ der Luxemburger Nation insti-
tutionalisiert.

Seine öffentliche Deutungshoheit geriet
erst ins Wanken, als die Historiker Serge
Hoffmann und Denis Scuto 2012 eine
neue Untersuchung der Kollaboration in
Luxemburg sowie etwaige politische Ver-
antwortung forderten. Es folgte der Artu-
so-Bericht 2015, in dem Historiker Vin-
cent Artuso aufzeigen konnte, dass die Lu-
xemburger Zivilverwaltung den National-
sozialisten zugearbeitet hat. Seither gilt –
zumindest offiziell – das „Wir-waren-
nicht-alle-Helden“-Narrativ.

Der Fall Abramowicz/Meyer war dabei
einer der letzten Aufträge von Dostert
überhaupt. Seit 2016 ist der Beamte in
Rente, sein „Centre de documentation et
de recherche sur la Résistance“ wurde auf-
gelöst bzw. im neuen zeithistorischen In-
stitut integriert. Und Dostert hält den Fall
für deutlich komplexer, als Karin Meyer
ihn schildert. Er konnte für viele ihrer Be-
hauptungen keine eindeutigen Belege fin-
den. So gab es wohl einen Malerbetrieb
Abramowicz in der „Groussgaass“, aller-
dings war die Immobilie nicht im Besitz
der Familie. Zudem soll der Name Abra-
mowicz auch nicht auf jüdischen Listen
der Zivilverwaltung nachzuweisen sein.
Und Jean Abramowicz, Jahrgang 1919, sei
auch in Lothringen zwangsrekrutiert wor-
den, er könne folglich keine Ansprüche an
den Luxemburger Staat stellen.

Dostert will nicht missverstanden wer-
den. Die Geschichte der Familie von Frau
Meyer sei tragisch. Aber als Historiker im
Staatsdienst gehe es nicht darum, mora-
lisch mit den Kategorien von heute zu ur-
teilen, sondern die Quellen nach Fakten
und Tatsachen zu befragen. Und letztlich
konnte er die Version von Frau Meyer mit
den Mitteln der Geschichtswissenschaft
nicht nachweisen.

Dabei findet Dostert es grundsätzlich
moralisch fragwürdig, dass nach dem
Zweiten Weltkrieg lediglich Luxemburger
ein Recht auf Entschädigung hatten. Aber
als Grundlage gilt das Gesetz über die
Kriegsschäden von 1950. Um Ansprüche
zu stellen, mussten Ausländer, die in Lu-
xemburg lebten, sich an das Land ihrer
Nationalität wenden. Das galt auch für Ju-
den so. Und die Gesetzgebung in den
Nachbarländern war ähnlich.

Die Argumentation hat jedoch einen Ha-
ken, einen blinden Flecken. Für die Fami-
lie Abramowicz war das nämlich nicht

Seit Jahren kursieren Gerüchte über
Millionen Euro an jüdischem Eigen-
tum, das auf Konten luxemburgischer
Banken „schlafen“ soll. Jüdische Nach-
fahren erheben Anspruch auf diese
Gelder. Dem Tageblatt liegt nun ein
offizieller Bericht über die sogenann-
ten „Comptes dormants“ vor, der bis-
lang im Staatsministerium unter Ver-
schluss lag.

Schlafendes Geld
ENTEIGNUNG DER JUDEN Wie der Zweite

Weltkrieg bis in die Gegenwart reicht
Pol Schock

Karin Meyer

Es geht mir dabei
längst nicht mehr nur
ums Geld, sondern
ums Prinzip für alle
nicht-luxembur-
gischen Juden, denen
Unrecht getan wurde
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möglich. Denn anders als der
Premier es in seinem Schrei-
ben angibt, waren sie staaten-
los – sogenannte „Apatriden“.
Ende März 1938 hatte die pol-
nische Regierung die Aufhe-
bung der Staatsangehörigkeit
für alle verfügt, die sich länger
als fünf Jahre außerhalb des
Landes aufhielten. Das richte-
te sich vor allem gegen die
Rückkehr polnischer Juden
und machte auch die Abramo-
wicz’ zu Staatenlosen. Sie
konnten sich folglich an kei-
nen Staat wenden.

„Comptes dormants“
Der Fall Abramowicz zeigt da-
bei den schwierigen Umgang
Luxemburgs mit der jüdischen
Enteignung. 2000 hat der
LSAP-Abgeordnete Ben Fayot
eine Gesetzesvorlage nach
französischem Vorbild einge-
reicht, um die „spoliation des
biens juifs“ zu untersuchen
und gegebenenfalls Eigentum
an die Nachfahren zurückzu-
führen sowie eine unabhängi-
ge Stiftung zur Erforschung
und Bewahrung der Erinne-
rung an den Holocaust zu
schaffen. Fayots Gesetzesvor-
lage wurde verworfen. Der da-
malige Premierminister Jean-
Claude Juncker berief ledig-
lich eine Kommission ein, die
die Geschichte der jüdischen
Enteignung untersuchen soll-
te. Der Vorsitzende der Kom-
mission: Paul Dostert.

Es sollte neun Jahre dauern,
bis die Dostert-Kommission
im Jahre 2009 den Bericht vor-
legte. Fazit: Insgesamt wurde
Eigentum im Wert von 30 Mil-
lionen Reichsmark von rund
3.900 Juden enteignet. 3.000
von ihnen waren keine Lu-
xemburger, konnten demnach
auch keine Ansprüche auf
Entschädigung stellen.

Der Dostert-Bericht hat da-
bei mindestens zwei Unge-
reimtheiten. Zum einen ist er
nie offiziell von der Regierung
vorgestellt worden. Zum an-
deren hat er keine Klarheit
über die sogenannten „Comp-
tes dormants“ gebracht. Es
wurde gemutmaßt, dass es
rund 200 solcher schlafenden
Konten gibt, aber Näheres
konnte nicht in Erfahrung ge-
bracht werden.

Seither verbreiten sich Le-
genden um die „Comptes dor-
mants“ – regelrechte Ver-
schwörungstheorien von Mil-
lionen Euro an jüdischem Ei-
gentum, das auf den Konten
Luxemburger Banken
„schläft“. Auch Karin Meyer
geht von diesen Millionen auf
den „ominösen comptes dor-
mants“ aus.

Paul Dostert kann sich über
diese Legendenbildung nur
wundern. Denn er hat 2014
einen Anschlussauftrag von
der Regierung erhalten, die
„Comptes dormants“ ausfin-
dig zu machen. Und am 16.
Juni 2016 hat er seinen vier-
seitigen Bericht der Regie-
rung vorgelegt. Das Problem:
Die Regierung hat den Be-
richt nie veröffentlicht. Wa-
rum? „Wir haben das irgend-
wie versäumt“, so die lapidare
Antwort des Staatsministeri-
ums.

Dabei räumt der Bericht, der
dem Tageblatt vorliegt, zum
Teil mit den Mythen auf. Dos-
tert konnte lediglich 89 inakti-
ve jüdische Konten ausfindig
machen. Davon befinden sich
87 auf der Sparkasse und zwei
auf der BIL. BGL und Post ga-
ben an, keine inaktiven Kon-
ten aus den Jahren 1940-1945
zu haben. Gesamtwert der in-
aktiven Konten: 41.967 Euro.
Allerdings heißt es, dass die
Zinsen der Konten, die seit
den 1970er-Jahren eingefro-
ren sind, nachgerechnet wer-
den müssen. Bei einem

Durchschnittszinssatz von et-
wa vier Prozent seit 1970 ent-
spricht das einem realen Wert
von rund 250.000 Euro.

Dostert hat damals vorge-
schlagen, die Namen der Kon-
tenbesitzer ins Internet zu set-
zen, um etwaige Nachfahren
ausfindig zu machen, ähnlich
wie es in der Schweiz gehand-
habt wurde. Sofern sich nicht
für alle Konten legitime Erben
finden sollten, sollte das Geld
in eine neu Stiftung fließen,
die „Fondation de la Shoa“, so
wie es Ben Fayot in seiner Ge-
setzesvorlage von 2000 vorge-
schlagen hatte.

Auf Nachfrage hin teilt das
Staatsministerium mit, dass
die Nachfahren der Konten
nicht ausfindig gemacht und
das Geld auch nicht für sonsti-
ge Zwecke verwendet wurde.
Allerdings habe man vor Kur-
zem offiziell eine Stiftung ge-
gründet. Vereinfacht ausge-
drückt: Die schlafenden Kon-
ten schlafen noch.

„Ein Skandal“
Für Henri Juda, den Gründer
der Vereinigung Memoshoah
und Nachfahren von Holo-
caustopfern, ist dieses Verhal-
ten schwer hinnehmbar. Ban-
ken hätten die Pflicht, die Ei-
gentümer ausfindig zu ma-
chen, auch ohne Aufforde-
rung Dritter, so der Vizepräsi-
dent des Credit Suisse Luxem-
bourg: „Wenn etwas in unse-
rem kapitalistischen System
heilig ist, dann doch wohl das
Eigentum.“

Doch es ist nicht das Einzi-
ge, was ihn am vierseitigen Be-
richt über dir „Comptes dor-
mants“ stört. Denn gleich zu
Beginn teilt Dostert mit, dass
er sich lediglich mit inaktiven
Bankkonten beschäftigen
wird und nicht mit inaktiven
Wertpapierkonten. Aktien,
Lebensversicherungen oder
Anleihen bleiben also im Ver-
borgenen. Begründung: Die
Banken hätten sich schlicht-
weg geweigert, diese Informa-
tionen herauszugeben, da sie
sich dafür nicht in der „mora-
lischen Verantwortung“ se-
hen.

Juda hält diese Weigerung
der Banken – einer staatlichen
Kommission Informationen
vorzuenthalten – für nichts
Geringeres als ein „Skandal“.
Niemand habe die Banken
nach einer moralischen Ver-
antwortung gefragt, es gehe
nur darum, Auskunft über Ei-
gentum zu geben.

Ebenso fragwürdig findet er,
dass sich Dostert mit dieser
Antwort zufriedengegeben
hat. Denn noch im ersten
„Spoliation“-Bericht von
2009 steht, dass Wertpapiere
im Wert von 10 Millionen
Reichsmark beschlagnahmt
und verkauft wurden. Das ist
immerhin ein Drittel des kon-
fiszierten Werts insgesamt.
Umgerechnet rund 2,5 Millio-
nen Euro.

Auch Ben Fayot hält den
vierseitigen Bericht für unbe-
friedigend. Sein ernüchtern-
des Fazit: Im Zweifel setze
sich der Finanzplatz in Lu-
xemburg stets gegenüber der
Regierung durch. Aber er
hofft, dass möglicherweise
durch den Fall von Karin
Meyer die Frage nach dem jü-
dischen Eigentum, die sich
seit Jahrzehnten stellt, eine
neu Dynamik erhält. Auch
Henri Juda sieht die Ge-
schichte nicht für beendet. Im
Gegenteil: Das gesamte Parla-
ment hat auf Basis des Artuso-
Berichts eine Mitverantwor-
tung an der Judenverfolgung
eingestanden. Das sei eine
Zäsur, die Geschichte der
„spoliation des biens juifs“
müsse neu geschrieben wer-
den.




